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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Vorbeugende Maßnahmen gegen das Risiko der Übertragung der Rinderseuche 
BSE (Bovine Spongiforme Enzephalopathie) auf den Menschen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die BSE („Rinderw ahnsinn ") hat sich seit etwa 1985 im Vereinig- 
ten Königreich ausgebreitet. Bis heute sind etwa 120 000 Rinder 
dieser Krankheit zum Opfer gefallen, in 30,7 % der Herden mit 
ausgewachsenen Zuchtrindern, in 49,6% der Milchkuhherden 
und 12,3 % Mutterkuhherden ist mindestens ein BSE-Fall aufge- 
treten, mindestens 1 % der britischen Rinder sind infiziert. 

Hauptursache war die- Verbitterung von infiziertem Tiermehl an 
Rinder, zu dessen Herstellung Kadaver von mit der Traberkrank- 
heit (Scrapie) infizierten Schafen verwendet wurden. Die Ausbrei- 
tung der BSE wurde später durch die Verarbeitung an BSE ver- 
endeter Rinder beschleunigt. Die Infektionsquelle „Tiermehr 
wurde im Juli 1988 in Großbritannien durch ein Verbot der Verbit- 
terung von Tiermehlen an Wiederkäuer formal ausgeschaltet, 
bestand jedoch wegen des Aufbrauchens von Lagerbeständen bis 
etwa Ende 1989 fort. Nach dem Inkrafttreten des Verfütterungs- 
verbotes kam es zu einem deutlichen und sich verstärkenden 
Rückgang der Neuinfektionen. 

Da die BSE ebenso wie die anderen spongiformen Enzephalopa- 
thien nur wenig erforscht ist, neuere wissenschaftliche Erkennt- 
nisse aber vermuten lassen, daß die Übertragung der BSE auf den 
Menschen nicht ausgeschlossen werden kann, sind über die bis- 
her bestehenden Maßnahmen hinausgehende Schritte im Sinne 
des vorbeugenden Gesundheitsschutzes erforderlich. Der Deut- 
sche Bundestag begrüßt daher das von der Bundesregierung 
bereits ausgesprochene Tiermehlverfütterungsverbot an Wieder- 
käuer und die weiteren, bereits eingeleiteten Maßnahmen wie die 
Einführung der Meldepflicht für die Creutzfeldt-Jakob-Krankheit, 
das Verbot der Verwendung bestimmter Rinderorgane bzw. 
-innereien bei der industriellen Herstellung von Säuglings- und 
Kleinkindernahrung sowie die Erhöhung der Qualitätsanforde- 
rungen an Arzneimittel und Kosmetika. 
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II. 

Die Bundesregierung wird gebeten, über die genannten Maßnah- 
men hinaus vorrangig bei der Europäischen Union folgende 
Schritte zu fordern: 

1. Fleisch aus dem Vereinigten Königreich 

Einschränkung des Verbringens von Rindfleisch aus dem Ver- 
einigten Königreich. Aus dem Vereinigten Königreich darf nur 
Fleisch von Rindern, die nach dem 1. Januar 1990 geboren sind 
und aus Herden stammen, in denen seit mindestens vier Jahren 
kein BSE-Fall aufgetreten ist, in die übrigen EU-Mitgliedstaa- 
ten verbracht werden. Diese Voraussetzungen sind durch eine 
amtliche Bescheinigung zu bestätigen. 

2. In Deutschland stehende Rinder aus dem Vereinigten König- 
reich 

Nach dem Jahr 1986 bis einschließlich 1990 nach Deuschland 
eingeführte bzw. verbrachte Rinder aus dem Vereinigten 
Königreich sind lückenlos zu registrieren und mit einem 
Schlachtverbot zu belegen. 

3. Arzneimittel 

Das Inverkehrbringen von Arzneimitteln, die den vom Bundes- 
gesundheitsamt im Hinblick auf die BSE- Problematik heraus- 
gegebenen Qualitätsempfehlungen nicht genügen, ist zu ver- 
bieten. 

4. Forschung 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, zur Finanzierung von 
Untersuchungen zu Ursachen, Auswirkungen, Verbreitung 
und möglichen vorbeugenden Maßnahmen im Zusammenhang 
mit spongiformen Enzephalopathien durch Umschichtung aus- 
reichend Forschungsmittel zur Verfügung zu stellen. 

5. Maßnahmen der Europäischen Union 

Die Bundesregierung wird zu weiteren Anstrengungen aufge- 
fordert, um die Einführung der Problematik angemessener 
Regelungen innerhalb der gesamten Europäischen Union zu 
erreichen. Ein wirksames, vollständiges Ausfuhrverbot für bri- 
tisches Tiermehl auch in Drittstaaten ist anzustreben. Das 
Thema BSE sollte bis auf weiteres ständiger Tagesordnungs- 
punkt der Ratssitzungen der Gesundheits- und Agrarminister 
sein. Auch im Forschungsbereich bestehen hinsichtlich der 
Koordinierung und Mittelverteilung noch erhebliche Defizite 
auf EU-Ebene. 

Bonn, den 19. April 1994 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 
Zu Abschnitt II 

Zu Nummer 1 

Die Übertragung der BSE über die Nahrung wurde bei verschie- 
denen Tierarten nachgewiesen und kann auch beim Menschen 
nicht ausgeschlossen werden. Falls eine solche Übertragung 
möglich ist, wird sie für den betroffenen Menschen tödlich 
enden; spongiforme Enzephalopathien sind nicht behandelbar. 
Ein Erregernachweis an infizierten, jedoch äußerlich noch 
gesund erscheinenden Tieren ist nicht möglich. Angesichts der 
Häufigkeit der BSE bei im Vereinigten Königreich mit Tiermehl 
gefütterten Rindern ist das Inverkehrbringen von von ihnen 
stammenden Fleisch im Sinne des vorbeugenden Verbraucher- 
schutzes zu beschränken. Dabei kann das Verbringen des Flei- 
sches von Rindern mit einem Alter von weniger als drei Jahren 
gestattet bleiben, weil diese Tiere nach dem Wirksamwerden 
des britischen Verfütterungsverbotes für Tierkörpermehle an 
Wiederkäuer geboren worden sind. Als Ausdruck größtmögli- 
cher Vorsicht ist es dennoch verhältnismäßig, diejenigen 
Organe dieser Tiere, die besonders hoch mit BSE-Erregern bela- 
stet sein können, von dem Verbringen auszuschließen bzw. bei 
Schlachtung derartiger Rinder aus Großbritannien in der Bun- 
desrepublik Deutschland diese Organe für untauglich zum 
Genuß für Menschen zu erklären. 

Zu Nummer 2 

Die vor dem de jure und de facto Inkrafttreten des Tiermehlver- 
fütterungsverbotes im Vereinigten Königreich nach Deutschland 
eingeführten bzw. verbrachten Tiere stehen unter dem Ver- 
dacht, BSE-infiziert zu sein. Ihre Verwendung für die Herstel- 
lung insbesondere Von Arzneimitteln und Lebensmitteln würde 
ein unkalkulierbares Risiko für die menschliche Gesundheit dar- 
stellen. 

Zu Nummer 3 

Das Inverkehrbringen von Arzneimitteln, die den vom Bundes- 
gesundheitsamt herausgegebenen Qualitätsempfehlungen nicht 
entsprechen, würde ein unmittelbares und sehr hohes Gesund- 
heitsrisiko für die mit ihnen behandelten Patienten darstellen, 
falls die BSE auf den Menschen übertragen werden kann. 

Zu Nummer 4 

Nach den dem Gesundheitsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges vorliegenden Unterlagen beläuft sich der Mittelbedarf für 
dringliche Forschungsvorhaben zum Thema spongiforme Enze- 
phalopathien auf jährlich etwa 2,5 Mio. DM. Darin enthalten 
sind insbesondere Mittel zur Entwicklung einer Frühdiagnostik 
sowie für Untersuchungen der Übertragbarkeit auf menschliche 
Zellen, der Krankheitsentstehung und zur Entwicklung von 
Therapieansätzen. 
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Zu Nummer 5 

Die bereits durchgeführten und vorgesehenen nationalen Maß- 
nahmen sind für die Verbesserung des Patienten und Verbrau- 
cherschutzes unabdingbar. Die anzustrebenden Ziele des vorbeu- 
genden Gesundheitsschutzes lassen sich jedoch nur durch eine 
Ausweitung solcher Maßnahmen auf die Europäische Union und 
darüber hinaus erreichen. 
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